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— Beendigung der Arbeitserziehung (§ 352 StPO),
an das für die Verwirklichung dieser Maßnahmen zuständige Organ bei
— Verkürzung der Dauer oder Aufhebung des Entzuges der Fahrerlaubnis 

(§ 54 Abs. 3 StGB)
— Verkürzung der Dauer der Aberkennung staatsbürgerlicher Rechte 

(§ 58 Abs. 3 Satz 3 StGB)
— Verkürzung der Dauer der Aufenthaltsbeschränkung (§ 347 StPO)
— Verkürzung der Dauer des Tätigkeitsverbotes (§ 347 StPO),
an die psychiatrische Einrichtung, in der sich der Eingewiesene befindet, 
bei
— Aufhebung der Anordnung der Unterbringung in eine ps}'chiatrische 

Einrichtung.
§ 6 

Frist
(1) Die Durchsetzung der gerichtlichen Entscheidung ist unverzüglich, 

spätestens 10 Tage nach Rechtskraft, einzuleiten. Das gilt auch, wenn die 
Entscheidung nur teilweise rechtskräftig wird.

(2) Die Verwirklichung der Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit auf der Grundlage der vom Gericht zugestellten Verwirk­
lichungsersuchen hat durch die zuständigen Organe unverzüglich zu er­
folgen, soweit keine besonderen Fristen dafür festgelegt sind.

§ 7
Mitteilung von der Verwirklichung

(1) Die für die Verwirklichung von Maßnahmen strafrechtlicher Ver­
antwortlichkeit zuständigen Organe haben dem zuständigen Staatsanwalt 
vom Abschluß der Verwirklichung unverzüglich Mitteilung zu machen.

(2) Die Mitteilungspflicht an den Generalstaatsanwalt der Deutschen 
Demokratischen Republik — Strafregister — bleibt davon unberührt.

III.
Benachrichtigungen

§ 8
Zuständigkeit

Für die Benachrichtigungen nach §§ 9 bis 13 ist das für die Einleitung 
der Durchsetzung der gerichtlichen Entscheidung zuständige Gericht ver­
antwortlich.

§ 9
Benachrichtigung des Strafregisters und Volkspolizei-Kreisamtes

§ 10
Benachrichtigung des Wehrkreiskommandos

(3) Von der Verwirklichung einer Strafe mit Freiheitsentzug hat die 
zuständige Strafvollzugseinrichtung das für den Entlassungsort zustän­
dige Wehrkreiskommando zu benachrichtigen.


